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KANTON JUSTIZ- UND KANTONSPOLIZEI Kreuzstrasse |, Postfach 1242, 6371 Stans
NIDWALDEN  SICHERHEITSDIREKTION Telefon 041 618 44 66, www.nw.ch
ABI-Nr.

Bitte leer lassen

Strafantrag
(Widerhandlung gegen gerichtliches Verbot)

Ich beantrage die Bestrafung der Lenkerschaft des unten aufgefiihrten Fahrzeuges wegen
Widerhandlung gegen ein gerichtliches Verbot gemass Art. 258 Abs. 1 ZPO..

Ich will mich zuséatzlich als Privatklagerschaft im Strafpunkt am Strafverfahren
beteiligen und Parteirechte ausiiben. Ja[] Nein[]

Ich will im Strafverfahren zusatzlich zivilrechtliche Anspriiche aus der Straftat
geltend machen und Parteirechte ausiiben. Ja[] Nein[]

Ich beantrage Schadenersatz in der Hohe von CHF:

*Name, Vorname, Geburtsdatum und Adresse der Antragstellerin/des Antragstellers

Ort, Datum Unterschrift
*Falls der Strafantragsteller nicht Eigentimer des Grundstiicks ist, muss zwingend eine Vollmacht des Eigentimers eingelegt werden.

Angaben zum Sachverhalt
Die Lenkerschaft des folgenden Fahrzeuges:

Kontrollschildnummer
Fahrzeugmarke

Fahrzeugfarbe

mutmassliche Lenkerschaft (nur falls bekannt):
Name/Vorname
Adresse

PLZ/Wohnort

hat ihr Fahrzeug am um Uhr

unberechtigterweise auf dem mit einem gerichtlichen Verbot belegte Grundstiick abgestellt:

Ort: Strasse:

Parzellen-Nr.: Parkplatz-Nr.:

Verfligung gepruft O O
Datum Visum

O Staatanwaltschaft NW O Polizeikommando NW / Inkasso

O Gerichtskasse NW (|

O Migration O



Bemerkungen

Beweismittel (Kopie des Verbots, falls vorhanden: Fotos etc.)

Hinweise Strafantrag

Will die geschéadigte Person (bzw. deren allféllige gesetzliche Vertretung), dass ein Antragsdelikt verfolgt wird, muss
sie innert 3 Monaten nach Kenntnis der Tat und der Taterschaft bei den Strafverfolgungsbehérden schriftlich oder
mindlich zu Protokoll Strafantrag stellen. Sind mehrere Personen an einem Delikt beteiligt, gilt ein Strafantrag in je-
dem Fall fur alle Beteiligten.

Die antragsberechtigte Person kann auf die Stellung eines Strafantrags verzichten. Sie kann auch einen bereits gestell-
ten Strafantrag zuriickziehen, solange das Urteil der zweiten kantonalen Gerichtsinstanz noch nicht eréffnet ist. Ver-
zicht und Rickzug sind schriftlich zu erklaren. Sie wirken endgultig und grundsatzlich fir alle Tatbeteiligten.

Stellt eine geschadigte Person Strafantrag, gilt sie zugleich als Privatklagerschaft und hat damit im Strafverfahren
die Stellung einer Partei inne. Will sie sich aber nicht am Strafverfahren beteiligen und damit auch nicht das Kostenri-
siko einer Privatklagerschaft tragen (vgl. dazu Ausfihrungen unter Hinweise Privatklage), kann sie ausdricklich auf
eine Privatklage verzichten.

Der antragsstellenden Person, die nicht zugleich Privatklagerschaft ist, kbnnen die Verfahrenskosten nur dann auf-
erlegt werden, wenn sie mutwillig oder grobfahrlassig die Einleitung des Verfahrens bewirkt oder dessen Durchfih-
rung erschwert hat. Zieht die antragsstellende Person den Strafantrag im Rahmen eines durch die Staatsanwaltschaft
vermittelten Vergleichs zuriick, so tragen in der Regel der Bund oder der Kanton die Verfahrenskosten.

(Art. 30 ff StGB, Art. 304 StPO, Art. 427 StPO)

Hinweise Privatklage

Die geschédigte Person kann Privatklage im Straf- und/oder Zivilpunkt erheben. Mit der Privatklage im Strafpunkt
(auch Strafklage genannt) wird die Verfolgung und Bestrafung der fur die Straftat verantwortlichen Personen verlangt.
Mit der Privatklage im Zivilpunkt (auch Zivilklage genannt) kdnnen finanzielle Anspriiche geltend gemacht werden,
welche durch die Straftat entstehen (Schadenersatz / Genugtuung).

Die Privatklagerschaft hat Parteistellung. Daraus ergeben sich fiir sie neben einer allfalligen Kostenpflicht auch Rech-
te wie das Akteneinsichtsrecht, das Recht guf Teilnahme an Verfahrenshandlungen, auf Beizug eines Rechtsbeistan-
des, auf Stellung von Beweisantragen und Ausserung zum Verfahren sowie auf Erhebung von Rechtsmitteln.

Zur Beteiligung am Verfahren als Privatklager ist eine ausdriickliche Erklarung nétig, welche gegenuber der Polizei
oder Untersuchungsbehodrde spatestens bis zum Abschluss des Vorverfahrens mindlich zu Protokoll oder schrift-
lich abzugeben ist. Der Strafantrag ist dieser Erklarung gleichgestellt, sofern nicht explizit darauf verzichtet wird. Vo-
raussetzung der Beteiligung ist, dass die Privatklagerschaft prozessfahig ist oder durch ihre gesetzliche Vertretung
handelt. Der Verzicht auf eine Privatklage und der spéatere (allféllig kostenpflichtige) Ruckzug einer erhobenen Privat-
klage sind endgliltig. Ob die geschéadigte Person eine Privatklage erhebt, nicht erhebt oder zurlickzieht, &ndert nichts
an der Strafverfolgung der Taterschatt.

Der Privatklagerschaft kdnnen die Verfahrenskosten auferlegt werden, die durch ihre Antrdge zum Zivilpunkt verur-
sacht worden sind, sofern:

- das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen wird;

- die Privatklagerschaft die Zivilklage vor Abschluss der erstinstanzlichen Hauptverhandlung zuriickzieht;

- die Zivilklage abgewiesen oder auf den Zivilweg verwiesen wird.
Ferner tragt die Privatklagerschaft bei Antragsdelikten ein Kostenrisiko:

- wenn das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen wird

- und soweit die beschuldigte Person nicht nach Artikel 426 Abs. 2 StPO kostenpflichtig ist.

Zieht die Privatklagerschaft im Rahmen eines durch die Staatsanwaltschaft vermittelten Vergleichs den Strafantrag
zuriick, so tragt in der Regel der Bund oder der Kanton die Verfahrenskosten.

(Art. 118 ff StPO, Art. 427 StPO)
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Privatrechtliche Strafklage Parkverbot 2/2




	Nein: Off
	ChkBox: Off
	Nein-0: Off
	ChkBox-0: Off
	Schadenersatz: 
	Antragsteller: 
	Ort, Datum: 
	Kontrollschildnummer: 
	Fahrzeugmarke: 
	Fahrzeugfarbe: 
	Name/Vorname: 
	Adresse: 
	PLZ/Wohnort: 
	Uhrzeit: 
	Datum der Übertretung: 
	Ort der Übertretung: 
	Strassenname der Übertretung: 
	Bemerkungen: 
	Beweismittel 1: 
	Beweismittel 2: 
	Beweismittel 3: 
	Parzellen-Nr: 
	Parkplatz-Nr: 
	Schaltfläche2: 


